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12. Gesetz zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes 

Vom 18. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

12. Gesetz zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes 

Artikel I 
Zwölftes Gesetz zur Änderung 

des Abgeordnetengesetzes 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(AbgG NRW) vom 5. April 2005 (Gv. NRW S. 252) ,  das zu­
letzt geändert worden ist durch Gesetz vom 16.  September 
2014 (Gv. NRW S. 544), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

, , (3) Für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zur Unterstützung bei der Erledigung 
seiner parlamentarischen Arbeit steht jedem Mitglied 
des Landtags ein Höchstbetrag von monatlich 4 146 
Euro, bezogen auf zwölf Monate, zuzüglich der ge­
setzlichen Arbeitgeberanteile und -zuschüsse zur So­
zialversicherung zur Verfügung, der vom Landtag ver­
waltet wird. Der Höchstbetrag soll gleichmäßig auf 
ein Haushaltsjahr verteilt werden. In begründeten 
Ausnahmefällen können nicht ausgeschöpfte Mittel 
noch im darauf folgenden Jahr verwendet werden, so­
fern hierfür im abgelaufenen Jahr Zahlungsverpflich­
tungen entstanden sind. 

Nicht übernommen werden Aufwendungen, die an­
lässlich der Beschäftigung von Ehegatten, Ehegatten 
anderer Mitglieder des Landtags, eingetragenen Le­
benspartnern und -partnerinnen, von Verschwägerten 
und von Verwandten ersten bis dritten Grades entste­
hen. Einzelheiten über den Umfang und die Voraus­
setzungen für den Ersatz von Aufwendungen, über 
nicht abdingbare Mindestvorschriften für den Ar­
beitsvertrag und sonstige .. Fragen regeln das Haus­
haltsgesetz und die vom Altestenrat zu erlassenden 
Ausfuhrungsbestimmungen. Werden gesetzliche För­
dermittel, wie z.B. nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 
dem Soldatenversorgungsgesetz, dem Schwerbehin­
dertengesetz etc., in Anspruch genommen, so ist die 
Fördermaßnahme unter Beteiligung der Landtagsver­
waltung abzurechnen. Die Fordermittel sind an die 
Landtagsverwaltung abzutreten. Erhaltene Mittel 
sind abzuführen." 

2. § 13 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,, (4) Anstelle der Beihilfe nach Absatz 1 erhalten die 
Abgeordneten, Versorgungsempfänger und Versor­
gungsempfängerinnen auf Antrag Jeweils einen Zu­
schuss zu den Kosten einer Krankenversicherung. Die 
Abgeordneten erhalten darüber hinaus emen Zu­
schuss zu den Kosten der Pflegeversicherung. Beiträge 
werden bezuschusst, soweit die Leistungen nach die­
sem Gesetz bel gesetzlich Kranken- und Pflegeversi­
cherten nach dem Sozialgesetzbuch zur Beitragsbe­
messung herangezogen werden. Der Jeweilige 
Zuschuss wird in Höhe des Beitragsanteils gezahlt, 
der bei Beschäftigung oder Rentenbezug nach dem 
Sozialgesetzbuch von anderer Seite zu tragen wäre, 
jedoch höchstens die Hälfte des aus eigenen Mitteln 
gezahlten Kranken- oder Pflegeversicherungsbeitrags. 
Die Sätze 3 und 4 gelten fur die Berechnung des Zu­
schusses für privat Versicherte entsprechend." 

3 .  § 25 Absatz 1 und Absatz 2 werden wie folgt gefasst: 

, , (1)  Nach der Beendigung der Mitgliedschaft im 
Landtag wird den Beamtinnen und Beamten die 
Hälfte der Dauer der Mitgliedschaft als Erfahrungs­
zeit angerechnet. Die Erfahrungszeit verlangert sich 
ferner stets um die Hälfte der Zeit, in der die Rechte 
und Pflichten aus dem Beamtenverhältnis nach § 24 
Absatz 1 ruhen. 

(2) Werden Beamte und Beamtinnen nicht nach § 24 
in das frühere Beamtenverhältnis zurückgefuhrt, so 

bleibt die bis dahin unter Berucksichtigung des Ab­
satzes 1 erreichte Erfahrungsstufe für die Zeit nach 
der Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag bis 
zum Eintritt in den Ruhestand unverändert." 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Dusseldorf, den 18 .  Dezember 2014 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
N ordr hein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Mimster 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J a  g e r  

- GV. NRW 2014 S. 930 

Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der Laufbahnverordnung der Polizei 

Vom 19. Dezember 2014 

Auf Grund des § 1 1 1  Absatz 1 des Landesbeamtengeset­
zes vom 2 1. April 2009 (GV. NRW S. 224) verordnet das 
Ministerium für Inneres und Kommunales im Einverneh­
men mit dem Finanzministerium: 

Artikel! 

§ 27 der Laufbahnverordnung der Polizei vom 4. Januar 
1995 (Gv. NRW S. 42 ,  ber. S. 2 1 6  und S. 922) ,  die zuletzt 
durch Verordnung vom 6. November 2011  (Gv. NRW 
S. 555) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Absatzbezeichnung , , (1)"  wird gestrichen. 

2 .  Die Angabe , ,2014" wird durch die Angabe , ,2017"  er­
setzt. 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung m 

Kraft. 

Dusseldorf, den 19 .  Dezember 2014 
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Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ralf J ä g e r  MdL 

- Gv. NRW 2014 S. 930 

Gesetz 
zur finanziellen Beteiligung an den 
Schulkosten für die Ausbildung von 

Altenpflegerinnen und Altenpflegern und über die 
Berufsausübung der Gesundheitsfachberufe 

Vom 18. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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